
Landesrettungsdienstplan (LRDP) für den Freistaat
Thüringen

Die Bekanntmachung des Thüringer Innenministeriums vom 26. Juni
1995 über den Landesrettungsdienstplan (LRDP) für den Freistaat
Thüringen (ThürStAnz Nr. 25/1995 S. 963 ff.), zuletzt geändert mit der
Bekanntmachung des Thüringer Innenministeriums vom 4. Juni
2004 (ThürStAnz Nr. 26/2004 S. 1575 ff.), wird wie folgt neu gefasst:
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1 Einleitung

Nach § 10 des Thüringer Rettungsdienstgesetzes (ThürRettG)
vom 16. Juli 2008 (GVBl. S. 233) wird durch das für das Ret-
tungswesen zuständige Ministerium ein Landesrettungs-
dienstplan (LRDP) im Benehmen mit dem Landesbeirat für
das Rettungswesen aufgestellt und kontinuierlich fortge-
schrieben.

Der LRDP ist ein Rahmenplan. Er legt einheitliche Grundsätze
und Maßstäbe für die Durchführung des Rettungsdienstes mit
dem Ziel fest, eine bedarfsgerechte, flächendeckende und
wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung mit rettungs-
dienstlichen Leistungen in Thüringen sicherzustellen.

Zur Sicherung der medizinischen Qualität einerseits und der
Wirtschaftlichkeit des Rettungsdienstes andererseits setzt der
LRDP Mindestanforderungen, die unabdinglich sind, um einen
effizienten und bedarfsgerechten Rettungsdienst zu gewähr-
leisten. Hierbei leistet insbesondere die geforderte umfangrei-
che Dokumentation einen wesentlichen Beitrag.

Der vorliegende LRDP ist so konzipiert, dass den Aufgaben-
trägern die Möglichkeit eingeräumt wird, die Gesamtvorhal-
tung im Rettungsdienst zu ändern beziehungsweise an die 
jeweiligen Gegebenheiten anzupassen. Dies gilt insbesondere
für eine Reduzierung der bestehenden Anzahl der Zentralen
Leitstellen (§ 14 Abs. 1 ThürRettG). Denkbar wäre aber bei-
spielsweise auch die Bildung weiterer zentraler Einheiten, wie
etwa gemeinsamer Abrechnungsstellen, Veränderungen der
Anzahl und der Standorte von Rettungswachen oder der Vor-
haltung der Rettungsmittel. 

Personenbezeichnungen im LRDP gelten für beide Geschlech-
ter.
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2 Aufgaben des Rettungsdienstes

Die Aufgaben des Rettungsdienstes sind in § 4 ThürRettG 
genannt. Sie beinhalten:

2.1 Notfallrettung

Die Notfallrettung umfasst die Durchführung lebensrettender
Maßnahmen oder Maßnahmen zur Verhinderung schwerer 
gesundheitlicher Schäden bei Notfallpatienten am Notfallort,
gegebenenfalls die Herstellung der Transportfähigkeit der
Notfallpatienten und ihre Beförderung unter fachgerechter 
Betreuung in dafür besonders ausgestatteten Rettungsmitteln
in eine für die weitere Versorgung geeignete Behandlungsein-
richtung; hierzu gehört auch die Beförderung erstversorgter
Notfallpatienten zu weiterführenden Diagnose- oder Behand-
lungseinrichtungen (§ 3 Abs. 3 ThürRettG).

2.2 Krankentransport

Der Krankentransport umfasst die Beförderung sonstiger
kranker, verletzter oder hilfsbedürftiger Personen, die nach
ärztlicher Beurteilung während des Transports der fach-
gerechten medizinischen Betreuung oder eines besonders
ausgestatteten Rettungsmittels bedürfen oder bei denen 
dies aufgrund ihres Zustands zu erwarten ist (§ 3 Abs. 4 
ThürRettG). Krankentransporte sind grundsätzlich schnellst-
möglich durchzuführen. 

Der qualifizierte intensivmedizinische Transport ist eine spe-
zielle Art des Krankentransports. Das Anforderungsprofil an
die dazu benötigten Rettungsmittel (Intensivtransportwagen/
Intensivtransporthubschrauber) übersteigt die Ausstattung
der für die rettungsdienstliche Basisversorgung vorgesehenen
Rettungsmittel des bodengebundenen Rettungsdienstes und
der Luftrettung.

Die Versorgung und Beförderung von Notfallpatienten hat Vor-
rang gegenüber Krankentransporten.

2.3 Sicherstellungstransport

Auch der Transport von lebenswichtigen Medikamenten, Blut
und Blutbestandteilen, Organen für Transplantationen, medi-
zinisch-technischem Gerät, gegebenenfalls Patienten sowie
speziellem medizinischen Personal gehört zu den Aufgaben
des Rettungsdienstes.

2.4 Bodengebundener Rettungsdienst

Der bodengebundene Rettungsdienst umfasst den Rettungs-
dienst mit bodengebundenen Rettungsmitteln. 

Die Berg- und Wasserrettung sind Teilaufgaben des boden-
gebundenen Rettungsdienstes. Ihre Aufgabe ist es, bei 
Menschen in Berg- oder Wassernot Maßnahmen zur Lebens-
erhaltung und zur Vermeidung gesundheitlicher Schäden ein-
zuleiten, sie transportfähig zu machen und sie unter fach- und
sachgerechter Betreuung mit dem Ziel der weiteren medizini-
schen Versorgung bis zur Übernahme durch den boden-
gebundenen Rettungsdienst oder die Luftrettung zu versor-
gen.

Das Suchen und Bergen von Personen, die weder Notfall-
patienten noch andere Kranke, Verletzte oder sonstige Hilfs-
bedürftige sind, gehört nicht zu den Aufgaben der rettungs-
dienstlichen Berg- und Wasserrettung.

Die rettungsdienstliche Vorhaltung der Berg- und Wasserret-
tung ist auf solche Zeiten zu beschränken, in denen diese 
erfahrungsgemäß zwingend geboten ist.

Die notärztliche Versorgung ist eine Teilaufgabe des bodenge-
bundenen Rettungsdienstes. Sie umfasst die Sicherstellung
der bedarfsgerechten und flächendeckenden Versorgung von
Notfallpatienten mit notärztlichen Leistungen. Dies schließt
die Erstellung der Dienstpläne für die Notärzte und die Über-
wachung der notärztlichen Versorgung ein.

2.5 Luftrettung

Die Luftrettung umfasst den Rettungsdienst mit Luftfahrzeu-
gen. Sie ergänzt und unterstützt den bodengebundenen Ret-
tungsdienst. 

Der Rettungstransporthubschrauber (RTH) wird für folgende
Aufgaben eingesetzt:

a) schnelle Heranführung von Notarzt und Rettungsassistent
an den Notfallort zur Durchführung lebensrettender Maß-
nahmen und gegebenenfalls Herstellung der Transport-
fähigkeit des Notfallpatienten (Primäreinsatz),

b) Transport von Notfallpatienten in das nächste geeig-
nete Krankenhaus unter Aufrechterhaltung der Transport-
fähigkeit und Vermeidung weiterer Schäden (Primärtrans-
port),

c) Transport medizinisch versorgter Notfallpatienten von
einem Krankenhaus in ein für die Weiterbehandlung besser
geeignetes Krankenhaus; Voraussetzung ist, dass der
Transport zur Weiterbehandlung des Notfallpatienten 
zeitlich dringlich ist (zeitlich dringlicher Sekundärtrans-
port),

d) Transport von lebenswichtigen Medikamenten, Blut und
Blutbestandteilen, Organen für Transplantationen, medizi-
nisch-technischem Gerät, gegebenenfalls Patienten und/
oder speziellem medizinischen Personal in dringenden Fäl-
len (zeitlich dringlicher Sekundäreinsatz),

e) Suchflüge in dringenden Fällen, die mit einem Rettungs-
einsatz verbunden sind.

Der Intensivtransporthubschrauber (ITH) wird für folgende
Aufgaben eingesetzt:

a) Transport von intensivüberwachungs- und behandlungs-
pflichtigen Patienten (Intensivpatienten), bei dem Not-
arzt und Rettungsassistent mit besonderer intensivmedi-
zinischer Qualifikation erforderlich sind (Intensivtrans-
port),

b) zeitlich dringlicher Sekundärtransport/-einsatz,

c) ausnahmsweise Übernahme der Aufgaben eines RTH,
wenn dieser nicht verfügbar ist.

Soweit nicht bauliche oder wirtschaftliche Gründe entgegen-
stehen, sollen insbesondere an Krankenhäusern, die zur 
Aufnahme von Notfallpatienten vorgesehen sind, befestigte
Hubschrauberlandeplätze nach den luftverkehrsrechtlichen
Bestimmungen eingerichtet werden.

2.6 Aufgabenträger

Aufgabenträger für den bodengebundenen Rettungsdienst 
– mit Ausnahme der notärztlichen Versorgung – sind nach § 5
Abs. 1 ThürRettG die Landkreise und kreisfreien Städte bezie-
hungsweise die Rettungsdienstzweckverbände.

Die Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdiens-
tes legen nach Anhörung des Bereichsbeirates (§ 11 Abs. 3
ThürRettG) fest, mit welchen Durchführenden (insbesondere
private Hilfsorganisation oder privater Unternehmer) nach § 6
Abs. 1 ThürRettG öffentlich-rechtliche Verträge zur Durchfüh-
rung der Aufgaben der Notfallrettung und/oder des Kranken-
transports abgeschlossen werden, falls sie diese nicht selbst
durchführen (zum Beispiel eine kreisfreie Stadt durch ihre 
Feuerwehr).
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Sie sind verpflichtet, zur optimalen Gestaltung der Notfallret-
tung und des Krankentransports die Weiter- und Fortbildung
des am bodengebundenen Rettungsdienst teilnehmenden
nichtärztlichen Rettungsdienstpersonals zu gewährleisten.

Aufgabenträger für die notärztliche Versorgung im boden-
gebundenen Rettungsdienst ist nach § 7 Abs. 1 ThürRettG die
Kassenärztliche Vereinigung Thüringen. Zur Sicherstellung
der notärztlichen Versorgung schließt sie die erforderlichen 
öffentlich-rechtlichen Verträge insbesondere mit den Kran-
kenhäusern und den Notärzten (§ 7 Abs. 2 Satz 6 ThürRettG). 

Aufgabenträger der Luftrettung ist nach § 5 Abs. 2 ThürRettG
der Freistaat Thüringen.

3 Grundlagen der rettungsdienstlichen Versorgung

3.1 Rettungsdienstbereiche

Zur wirtschaftlichen Durchführung des Rettungsdienstes sind
Rettungsdienstbereiche (§ 11 Abs. 1 ThürRettG) zu bilden. Die
Rettungsdienstbereiche sollen mit den Gebieten der Land-
kreise und kreisfreien Städte übereinstimmen oder mehrere
Landkreise und/oder kreisfreie Städte umfassen.

Es wird empfohlen, die Möglichkeit des Zusammenschlusses
der Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
mehrerer Bereiche im Rahmen eines Rettungsdienstzweck-
verbandes unter Betreiben einer gemeinsamen Zentralen Leit-
stelle zu nutzen. Von dieser Möglichkeit sollte vor allem dort
Gebrauch gemacht werden, wo kreisfreie Städte von Land-
kreisen umgeben sind oder daran angrenzen.

Die Organisation des Rettungsdienstes in den Rettungs-
dienstbereichen, welche die Gebiete mehrerer Aufgaben-
träger umfasst, erfolgt in den Formen der kommunalen 
Zusammenarbeit nach dem Dritten oder Vierten Teil des Thü-
ringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit
(ThürKGG) in der Fassung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 
S. 290) in der jeweils geltenden Fassung.

In den Rettungsdienstbereichen haben die Aufgabenträger
des bodengebundenen Rettungsdienstes unter Mitwirkung
des Bereichsbeirates die Standorte der notwendigen Ret-
tungswachen mit den dazugehörigen Einsatzbereichen sowie
die bedarfsgerechte Vorhaltung der Rettungsmittel festzu-
schreiben.

Den Aufgabenträgern des bodengebundenen Rettungsdiens-
tes wird darüber hinaus empfohlen, mit den ehrenamtlichen
Kräften der „Notfallseelsorge/Krisenintervention“ eng zusam-
menzuarbeiten.

Für jeden Rettungsdienstbereich ist eine integrierte Leitstelle
für den Rettungsdienst, den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe
und den Katastrophenschutz als Zentrale Leitstelle zuständig
(§ 14 Abs. 1 ThürRettG).

3.2 Hilfsfrist

Die Hilfsfrist ist eine planerische Vorgabe für die Alarmierung
der Einsatzkräfte und den Einsatz der Rettungsmittel bei der
Durchführung der Notfallrettung. 

Sie umfasst 

a) den Zeitraum vom Beginn des Eingangs der Notfallmel-
dung bis zur Alarmierung der Einsatzkräfte des Rettungs-
dienstes oder der Feuerwehr (Alarmierungszeit), 

b) den Zeitraum von der Alarmierung bis zum Ausrücken
eines indikationsgerechten bodengebundenen Rettungs-
mittels (Ausrückezeit), 

c) den Zeitraum vom Ausrücken des indikationsgerechten
bodengebundenen Rettungsmittels bis zu dessen Eintref-
fen am Einsatzort an einer öffentlichen Straße (Fahrzeit). 

Die Alarmierungs- und Ausrückezeit soll jeweils 1 Minute nicht
überschreiten. Die Aufgabenträger des bodengebundenen
Rettungsdienstes haben durch organisatorische und techni-
sche Maßnahmen sicherzustellen, dass diese Fristen einge-
halten werden. 

Die Fahrzeit ist danach bemessen, ob von den Ret-
tungswachen aus ein Einsatzort an einer öffentlichen 
Straße, im Falle dicht besiedelter Gebiete in der Regel in 
12 Minuten, im Falle dünn besiedelter Gebiete in der Regel in
15 Minuten, erreicht werden kann (§ 12 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1
ThürRettG).

„In der Regel“ bedeutet, dass unter Ausnutzung aller Möglich-
keiten der Dispositions- und Einsatzstrategien in 95 % aller
Fälle die gesetzlich festgelegte Fahrzeit eingehalten wird.
Damit ergibt sich für die Bedarfsplanung, dass in 5 % der Not-
fälle (Ausnahmefälle) eine Fahrzeit von über 12 beziehungs-
weise 15 Minuten einschränkend in Kauf genommen wird. 
Zu den Ausnahmefällen zählen sowohl witterungs- oder 
verkehrsbedingte Ausnahmesituationen als auch ein Einsatz
in entlegenen, quasi nicht besiedelten Gebieten. Nicht pla-
nungsrelevant sind Gegenden mit sehr geringer Notfallwahr-
scheinlichkeit (zum Beispiel Waldgebiete) sowie Betriebs-
gelände mit eigenem Rettungsdienst, Übungsplätze der Bun-
deswehr und alle nicht durch öffentliche Straßen erschlosse-
nen Landesteile.

In Thüringen beträgt demnach die Hilfsfrist im Rettungs-
dienst im Allgemeinen 14, in dünn besiedelten Gebieten 
17 Minuten.

Als dünn besiedelt wird ein Rettungswachenbereich unter pla-
nungsrechtlichen Gesichtspunkten dann eingestuft, wenn in
seiner Fläche die Zahl der zu versorgenden Personen unter 
80 je km2 liegt; hierbei sind auch Personen einzuberechnen,
die ihren Arbeitsbereich im Zuständigkeitsbereich der Ret-
tungswache haben. Im Einzelfall kann hoher Durchgangs-
verkehr der Einstufung als dünn besiedeltes Gebiet entgegen-
stehen.

Die Einstufung als dünn besiedeltes Gebiet ist vom jeweiligen
Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
unter Einhaltung des Dienstweges bei dem für das Rettungs-
wesen zuständigen Ministerium unter Angabe des Rettungs-
wachenbereiches sowie unter Nachweis der Bevölkerungs-
dichte zu beantragen.

Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Voraussetzungen
für die Einstufung vorliegen und das für das Rettungswesen
zuständige Ministerium den Antrag nicht innerhalb von vier
Wochen nach dessen Eingang ablehnt. Die Einstufung bleibt
bis zu 5 Jahre wirksam. Danach kann ein Folgeantrag gestellt
werden. Sollten zwischenzeitlich Änderungen des Sachstan-
des eintreten, die eine Einstufung als dünn besiedeltes Gebiet
nicht mehr rechtfertigen, ist dies unverzüglich dem für das
Rettungswesen zuständigen Ministerium auf dem Dienstweg
mitzuteilen. Im Zeitpunkt der Feststellung des Erreichens 
beziehungsweise Überschreitens der Bevölkerungsdichte von
80 zu versorgenden Personen je km2 wird die Einstufung als
dünn besiedeltes Gebiet unwirksam, wobei sich dann die
Hilfsfrist auf 14 Minuten verringert. Eine Anzeigepflicht ergibt
sich auch dann, wenn erhöhter Durchgangsverkehr sowie
eine höhere Einpendlerquote die Einordnung als dichtbesie-
deltes Gebiet rechtfertigt.

In speziellen Situationen der rettungsdienstlichen Berg- und
Wasserrettung ist die Einhaltung einer Hilfsfrist nicht erforder-
lich.

Eine Hilfsfrist besteht für die Luftrettung in dieser Form nicht.
Dies resultiert aus ihrer Funktion als Ergänzung des boden-
gebundenen Rettungsdienstes und ihrer daher begründeten
geringen Verbreitung. In der Regel besteht ein Einsatzradius
von 50 km bis 70 km um den Standort des Rettungshub-
schraubers. Bei Primär- und Sekundärtransporten wird auf die
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Distanz zwischen abgebendem und aufnehmendem Kranken-
haus abgestellt. Diese Entfernung soll im Durchschnitt 100 km
nicht überschreiten und das abgebende Krankenhaus in der
Regel innerhalb des 50-km-Einsatzradius liegen.

3.3 Einsatzstrategien

Ziel der Einsatzstrategien ist es, für den jeweiligen Rettungs-
diensteinsatz die am schnellsten verfügbaren, geeigneten
Rettungsmittel einzusetzen. Dabei sind die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten (§ 1 Abs. 2
ThürRettG).

Im bodengebundenen Rettungsdienst ist grundsätzlich die
Nächste-Fahrzeug-Strategie anzuwenden. Sie besteht in dem
Einsatz des dem Notfallort zeitlich nächstbefindlichen, geeig-
neten Rettungsfahrzeuges.

Bei der Zuweisungsstrategie erfolgt eine strikte Aufgaben-
trennung zwischen Notfallrettung und Krankentransport. Für
beide Bereiche des Rettungsdienstes erfolgt eine eigene Vor-
haltung. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit soll möglichst
nach der Zuweisungsstrategie verfahren werden. In begrün-
deten Ausnahmefällen können auch Rettungstransportwagen
für den Krankentransport beziehungsweise Krankentransport-
wagen/Intensivtransportwagen bei größeren Notfallereignis-
sen im Sinne des § 17 Abs. 1 ThürRettG eingesetzt werden.

Die notärztliche Versorgung soll im Rendezvous-System erfol-
gen, wonach das notarztbesetzte Rettungsfahrzeug getrennt
von anderen Rettungsfahrzeugen zum Notfallort fährt bezie-
hungsweise fliegt. In begründeten Ausnahmefällen können 
im bodengebundenen Rettungsdienst nach dem Kompakt-
System der Notarzt und das nichtärztliche Rettungsdienstper-
sonal von ihrem gemeinsamen Standort aus zum Notfallort
fahren.

3.4 Qualitätssicherung

Um einen möglichst hohen Standard des Rettungsdienstes 
zu gewährleisten, ist eine stetige Kontrolle der Qualität und 
Sicherheit erforderlich (§ 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 ThürRettG).
Insbesondere zur Kontrolle der Einhaltung der medizinischen
Anforderungen ist kontinuierlich eine Auswertung der statis-
tischen Erhebungen zu den Eckwerten des Rettungsdienstes
notwendig (vgl. Nr. 10.1)

Für die Qualitätssicherung im Rettungsdienst sind die jewei-
ligen Aufgabenträger (vgl. Nr. 2.6) verantwortlich. 

Der Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
hat für den Rettungsdienstbereich einen Ärztlichen Leiter Ret-
tungsdienst (ÄLRD) zu bestellen. Es ist anzustreben, dass
mehrere Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungs-
dienstes gemeinsam einen ÄLRD bestellen.

Der ÄLRD ist ein im bodengebundenen Rettungsdienst tätiger
Arzt, der die medizinische Kontrolle über den bodengebunde-
nen Rettungsdienst – mit Ausnahme der notärztlichen Versor-
gung – wahrnimmt und für die Effektivität und Effizienz der
präklinischen notfallmedizinischen Patientenversorgung und 
-betreuung verantwortlich ist. Er hat insbesondere Festlegun-
gen zur Qualitätssicherung zu treffen und deren Umsetzung zu
überwachen. Der ÄLRD berät den Aufgabenträger des 
bodengebundenen Rettungsdienstes in allen medizinischen
Fragen.

Voraussetzung für seine hauptamtliche, nebenamtliche oder
nebenberufliche Bestellung ist die Qualifikation „Ärztlicher
Leiter Rettungsdienst“ der Landesärztekammer Thüringen
oder eine vergleichbare, von der Landesärztekammer Thürin-
gen anerkannte Qualifikation.

Seine Weisungsbefugnisse gegenüber dem nichtärztlichen
Rettungsdienstpersonal werden vom Aufgabenträger des 
bodengebundenen Rettungsdienstes geregelt. 

In Erfüllung ihres Sicherstellungsauftrags für die notärztliche
Versorgung (§ 7 Abs. 1 ThürRettG) hat die Kassenärztliche
Vereinigung Thüringen die notwendigen qualitätssichernden
Maßnahmen zu treffen und deren Umsetzung zu überwachen.
Insbesondere hat sie den Einsatz der Notärzte zu kontrollieren
und für deren notfallmedizinische Weiter- und Fortbildung zu
sorgen. Zum Zwecke einer einheitlichen Qualitätssicherung
vor Ort soll sie sich zur Erfüllung dieser Aufgaben im Einver-
nehmen mit den Aufgabenträgern des bodengebundenen
Rettungsdienstes der ÄLRD bedienen.

4 Zentrale Leitstellen

4.1 Grundsätze

In jedem Rettungsdienstbereich hat der Aufgabenträger des
bodengebundenen Rettungsdienstes eine Zentrale Leitstelle
einzurichten (§ 14 Abs. 1 ThürRettG). 

Es wird empfohlen, abweichend davon zur wirtschaftlichen
Aufgabenerfüllung durch den Abschluss einer Zweckverein-
barung oder die Bildung eines Zweckverbandes nach dem
Dritten oder Vierten Teil des Thüringer Gesetzes über die kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung vom
10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290) in der jeweils geltenden Fas-
sung die Zuständigkeit einer Zentralen Leitstelle für mehrere
Rettungsdienstbereiche zu begründen.

Die Zentralen Leitstellen sind als integrierte Leitstellen für den
Rettungsdienst, den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe sowie
den Katastrophenschutz zu betreiben.

Die Zentralen Leitstellen müssen mit den notwendigen Fern-
melde-, Notruf-, Alarmierungs- und Dokumentationseinrich-
tungen ausgestattet sowie ständig erreichbar und betriebs-
bereit sein. Für die Notrufnummer 112 sind Abfragestellen
gemäß § 108 Telekommunikationsgesetz einzurichten und zu
betreiben.

Das Leitstellenpersonal hat im Einzelnen folgende hauptsäch-
liche Aufgaben (vgl. § 14 Abs. 2 ThürRettG):

- Entgegennahme von Meldungen (insbesondere Notrufen),

- Alarmierung der Rettungsdienst- und Feuerwehreinheiten,
des Katastrophenschutzstabes sowie der Katastrophen-
schutzeinheiten, die örtlich und sachlich zuständig sind,

- Unterstützung der Einsatzleitungen und Einsatzkräfte am
Notfall- beziehungsweise Gefahren- oder Schadensort durch
Alarmierung und Heranführung von Einsatzkräften sowie
durch Informationsbeschaffung,

- Halten der Fernmeldeverbindung zu den eingesetzten Ein-
heiten und Einrichtungen,

- Halten der Fernmeldeverbindungen zu anderen Leitstellen,
anderen Dienststellen, Organisationen und sonstigen Stel-
len,

- Funküberwachung und

- Dokumentation des Einsatzgeschehens.

Die Zentralen Leitstellen führen einen ständig zu aktualisieren-
den Nachweis über die Aufnahme- und Dienstbereitschaft der
zuständigen Krankenhäuser (vgl. § 14 Abs. 3 ThürRettG). Die
Krankenhausträger stellen im Benehmen mit den Aufgaben-
trägern des bodengebundenen Rettungsdienstes durch 
geeignete technische Maßnahmen sicher, dass den Zentralen
Leitstellen laufend die Aufnahme- und Dienstbereitschaft 
der zuständigen Krankenhäuser sowie die Anzahl der freien
Betten und sonstige Versorgungskapazitäten gemeldet wer-
den.

Die Zentralen Leitstellen haben sich gegenseitig zu unterstüt-
zen. Dies betrifft insbesondere den Einsatz von Rettungsmit-
teln zur Verkürzung der Hilfsfristen. Das Zusammenwirken,
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besonders bei Einsätzen an Gefahrenschwerpunkten, ist bei
der Bedarfsplanung zu berücksichtigen und im Rettungs-
dienstbereichsplan zu dokumentieren.

Die Zentralen Leitstellen haben mit anderen betroffenen 
Behörden (zum Beispiel Polizeidirektionen, Ämter der Land-
kreise und kreisfreien Städte) und Organisationen (zum Bei-
spiel Technisches Hilfswerk) zusammenzuarbeiten.

Die Zentralen Leitstellen können gegen kostendeckendes
Entgelt Leistungen für Dritte mit übernehmen, die nicht Teil
des Rettungsdienstes sind, wie zum Beispiel die Alarmie-
rung des kassenärztlichen Notfalldienstes (§ 14 Abs. 2 Satz 3
ThürRettG). Die Koordinierung des Rettungsdienstes darf 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

4.2 Personelle Besetzung

Jede Zentrale Leitstelle ist rund um die Uhr entsprechend dem
Einsatzaufkommen und den Einsatzfrequenzen mit mindes-
tens zwei Leitstellendisponenten zu besetzen, wovon eine
Person Rettungsassistent im Sinne des § 1 des Rettungs-
assistentengesetzes vom 10. Juli 1989 (BGBl. I S. 1384) in der
jeweils geltenden Fassung sein muss. Diese Person hat für
diese Aufgabe eine mindestens dreijährige Tätigkeit im Ret-
tungsdienst nachzuweisen. Ferner muss die andere Person
die Befähigung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst
besitzen (§ 14 Abs. 4 ThürRettG).

Bei einer über die Mindestbesetzung hinausgehenden Beset-
zung ist hinsichtlich der Qualifikation der Leitstellendisponen-
ten das Verhältnis der für die jeweiligen Aufgabenbereiche
vermittelten Einsätze (vgl. Nr. 9.2 Abs. 4) entsprechend zu be-
rücksichtigen.

4.3 Ausstattung

Folgende Räume sind zur Sicherstellung des Leitstellen-
betriebs erforderlich:

- Leitstellen-Betriebsraum,

- Technikraum/Dokumentationsgeräte,

- Teeküche/Pausenraum,

- Sanitärbereich (WC/Waschraum).

Darüber hinaus können zusätzliche Räume vorgesehen wer-
den.

Die Wände und Decken sind beim Betriebs- und Technikraum
schallschluckend zu verkleiden.

Der Leitstellenbereich soll als Sperrbereich angelegt sein.

Die fernmeldetechnische Ausstattung soll umfassen:

- Hauptanschlüsse des öffentlichen Fernsprechnetzes,

- Fernsprechleitung zur Polizei über Zieltastenwahltelefon
oder Standleitung,

- Notruf und andere Hauptanschlüsse (drahtgebunden),

- 4-m-Band-Funkgeräte als Feststationen (Mindestens ein
Funkgerät FuG 8 b-1, zusätzlich ein Ersatzgerät; weitere
Funkgeräte kommen in Betracht, wenn im Leitstellenbereich
mehr als ein Funkverkehrskreis eingerichtet ist. Die Kanäle
für Feuerwehr und Funkalarmierung sowie Rettungsdienst
sollen getrennt sein.),

- mindestens ein ortsfestes Viel-Kanal-Gerät für das 2-m-
Band,

- je Leitstellenplatz ein Bedienfeld mit Zugriff auf den Alarm-
geber (5-Ton-Folge) (auch mit digitaler Schnittstelle),

- Telefax-Gerät,

- Antennenanlage 2 m/4 m,

- Standort-Kennungssystem für Rettungsmittel.

Der Zentralen Leitstelle muss ein nicht öffentlich bekannter
Fernsprechanschluss zu den ihr zugeordneten Rettungs-
wachen zur Verfügung stehen, mit der sie die Rettungs-
wachen über Zieltastenwahltelefon anrufen und alarmieren
kann. Darunter ist keine Standleitung zu verstehen.

Sofern sich im Gebäude der Zentralen Leitstelle ebenfalls eine
Rettungswache befindet, sollte eine Gegen- oder Wechsel-
sprechverbindung eingerichtet werden. Für den Notbetrieb
der Zentralen Leitstelle muss eine ohne Zeitverzug einset-
zende Notstromversorgung für die Dokumentation, die Ein-
satzdisposition und die Kommunikation sowie für die Not-
beleuchtung vorhanden sein, die bei Netzausfall einen Betrieb
gewährleistet.

Außerdem soll die Ausstattung einen Rundfunkapparat mit
Verkehrsfunkdecoder, einen Windmesser für Richtung und
Geschwindigkeit sowie eine Empfangszentrale für Brandmel-
dungen, wenn im Zuständigkeitsbereich vorhanden, umfas-
sen.

Zur Unterstützung der Einsatzsachbearbeiter in den verschie-
denen Arbeitsbereichen und Aufgaben muss die Zentrale Leit-
stelle über ein Einsatzleitsystem verfügen. Es soll nachfolgen-
den Leistungsanforderungen genügen:

- Ereigniserfassung,

- Plausibilitätsprüfung,

- Einsatzmittelverwaltung,

- Einsatzmitteldisposition,

- Einsatzmittelvorschlag,

- Einsatzbearbeitung,

- Dokumentation und Protokollierung aller Ereignisse,

- Bereitstellen von Informationen aus systemgeführter Daten-
bank,

- Zugriff auf Informationen bestehender Systeme wie der 
Gefahrstoffschnellauskunft,

- Erstellung von Analysen und Statistiken.

5 Rettungswachen

5.1 Grundsätze 

Rettungswachen sind Organisationseinrichtungen, von denen
aus die Einsätze des bodengebundenen Rettungsdienstes auf
Anweisung der Zentralen Leitstelle durchgeführt werden. In
den Rettungswachen sind entsprechend dem Einsatzbereich
bedarfsgerecht die notwendigen Rettungsmittel und das not-
wendige Rettungsdienstpersonal vorzuhalten. Abweichend
davon können Notarzteinsatzfahrzeuge und das dafür not-
wendige Rettungsdienstpersonal auch außerhalb von Ret-
tungswachen vorgehalten werden.

Die Standorte und Einsatzbereiche der Rettungswachen sind
durch den Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungs-
dienstes unter Mitwirkung des Bereichsbeirates im Rettungs-
dienstbereichsplan festzulegen. Anzahl, Standort und Aus-
stattung der Rettungswachen sind nach den folgenden
Grundsätzen zu bemessen:

Grundlage für die Standorte und Einsatzbereiche der Ret-
tungswachen ist die Einhaltung der Fahrzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 3
Nr. 1 ThürRettG – vgl. Nr. 3.2). Dabei sind insbesondere die
Kommunikationsmöglichkeiten, die geographische Struktur
des Rettungsdienstbereiches, die verkehrstechnischen Gege-
benheiten sowie die Gefahrenschwerpunkte, die Bevölke-
rungsdichte und die industriellen Schwerpunkte (Arbeits-
unfälle, Arbeitswegeunfälle der Berufspendler) zu berücksich-
tigen. Bei der Planung soll zudem die Standortverteilung 
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bestehender Rettungswachen berücksichtigt werden. Ret-
tungswachen sind vorzugsweise an Schnittpunkten (Konzen-
trationsstellen) der Versorgungshäufigkeit einzurichten. Die
Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
haben in diesem Zusammenhang bereichsübergreifend 
zusammenzuarbeiten. Die Ausfahrten der Rettungswachen
sollen so eingerichtet sein, dass ein kurzfristiges Ausrücken in
alle Richtungen gewährleistet ist. 

Anhand der ihnen durch die jeweilige Zentrale Leitstelle zur
Verfügung gestellten statistischen Unterlagen (vgl. Nr. 10.2)
haben die Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungs-
dienstes jährlich die Standorte und Einsatzbereiche aller Ret-
tungswachen zu überprüfen (vgl. Nr. 10.1). Insbesondere sind
zur Einhaltung der Fahrzeit unverzüglich Vereinbarungen mit
angrenzenden Aufgabenträgern zu schließen. Dies gilt auch
länderübergreifend.

Für Rettungswachen sind von den jeweiligen Durchführenden
Betriebsordnungen unter Mitwirkung des für den Rettungs-
dienstbereich verantwortlichen ÄLRD zu erstellen. 

5.2 Personelle Besetzung

Die Bedarfsermittlung der Personalstellen erfolgt auf der
Grundlage der vorgehaltenen Rettungsmittel und des dazu
aufgestellten Rettungsmittel-Dienstplanes.

Nach einem Beobachtungszeitraum von jeweils einem Jahr ist
auf der Grundlage der tatsächlichen Einsatzfrequenzen die
Vorhaltung von Personal und Rettungsmitteln neu festzulegen
(vgl. Nr. 10.1).

5.3 Ausstattung

Folgende Räume sind für den Betrieb von Rettungswachen
erforderlich:

a) Kleine Rettungswache mit 1 bis 3 Rettungsfahrzeugen 

- 1 Aufenthaltsraum mit Kochgelegenheit,

- 1 Ruheraum,

- 1 Büroraum, der gegebenenfalls auch als zusätzlicher
Ruheraum genutzt werden kann,

- Garage mit Plätzen für die erforderlichen Rettungsfahr-
zeuge,

- 1 Desinfektionsraum,

- 1 Raum für Kfz-Zubehör,

- 1 Raum für Sanitätsmaterial,

- Sanitärbereich (WC/Waschraum).

b) Mittlere Rettungswache mit 4 bis 8 Rettungsfahrzeugen

- 1 Aufenthaltsraum mit Kleinküche,

- 2 bis 3 Ruheräume,

- 1 Büroraum,

- Garage mit Plätzen für die erforderlichen Rettungsfahr-
zeuge,

- 1 Desinfektionsraum,

- 1 Raum für Kfz-Zubehör,

- 1 Raum für Sanitätsmaterial,

- Sanitärbereich (WC/Waschraum).

c) Größere Rettungswache ab 9 Rettungsfahrzeugen

- 1 bis 2 Aufenthaltsräume,

- 1 Teeküche,

- Ruheräume,

- 1 Büroraum,

- Garage mit Plätzen für die erforderlichen Rettungsfahr-
zeuge,

- 1 Desinfektionsraum,

- 2 Räume für Kfz-Zubehör,

- 1 Raum für Sanitätsmaterial,

- Sanitärbereich (WC/Waschraum).

Einrichtungen zur Wartung und Reparatur von Rettungsfahr-
zeugen (zum Beispiel Kfz-Gruben, Kfz-Inspektionsplätze) sind
in der Regel nicht erforderlich. Die Räumlichkeiten haben 
den sonstigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere der
Arbeitsstättenverordnung, zu entsprechen.

Die fernmeldetechnische Ausstattung umfasst:

- 1 bis 3 Telefonhauptanschlüsse,

- 1 nicht öffentlich bekannter Fernsprechanschluss zur Zen-
tralen Leitstelle; darunter ist keine Standleitung zu verste-
hen.

Eine Ausstattung mit 4-m-BOS-Funk als Funkfeststation ist
nur in Ausnahmefällen zulässig und bedarf der Genehmigung
des für das Rettungswesen zuständigen Ministeriums. 

5.4 Lehrrettungswachen

Lehrrettungswachen sind staatlich ermächtigte Einrichtun-
gen zur praktischen Ausbildung des nichtärztlichen Ret-
tungsdienstpersonals. Die Ermächtigung setzt voraus, dass
die Lehrrettungswache aufgrund ihres Einsatzbereiches, 
ihrer personellen Besetzung und ihrer der medizinischen Ent-
wicklung entsprechenden technischen Ausstattung geeig-
net ist, das Praktikum gemäß der geltenden Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für Rettungsassistenten zu ermög-
lichen.

In ermächtigten Lehrrettungswachen muss ein zusätzlicher
Übungs- und Unterrichtsraum vorhanden sein. Für Ausbilder
muss ein eigener Arbeitsraum zur Verfügung stehen.

5.5 Berg- und Wasserrettungsstationen

Bei Bedarf sind nach den örtlichen Gegebenheiten Stationen
für die rettungsdienstliche Berg- und Wasserrettung einzu-
richten und zu unterhalten. 

Für den Einsatz in Berghöhlen, Schächten, Gruben oder 
Ähnlichem haben die Aufgabenträger des bodengebunde-
nen Rettungsdienstes, in deren Gebiet Bergrettungsstationen
eingerichtet und unterhalten werden, sicherzustellen, dass
eine entsprechend ausgebildete und ausgerüstete Gruppe
gebildet und vorgehalten wird. Der betriebliche Rettungs-
dienst nach den bergrechtlichen Vorschriften, insbesondere
die Grubenrettung durch Grubenwehren, bleibt hiervon 
unberührt.

Die rettungsdienstliche Wasserrettung ist von Stationen aus
durchzuführen, die an den jeweiligen Gewässern zeitweise 
errichtet werden. Ausgenommen sind Frei- und Hallenbäder.

Die besonderen Voraussetzungen für die Berg- und Wasser-
rettungsstationen werden vom Aufgabenträger des bodenge-
bundenen Rettungsdienstes unter Beteiligung des Bereichs-
beirates im Rettungsdienstbereichsplan festgelegt.

Es ist sicherzustellen, dass von den Berg- und Wasserret-
tungsstationen aus unverzüglich Unterstützung von der Zen-
tralen Leitstelle angefordert werden kann. Dies kann mit einem
Fernsprechanschluss – gegebenenfalls in vorrangiger Mitbe-
nutzung – oder über Funk erfolgen.
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6 Rettungsmittel

6.1 Grundsätze

Die Anzahl der erforderlichen Rettungsmittel wird für jede Ret-
tungswache vom Aufgabenträger des bodengebundenen
Rettungsdienstes unter Mitwirkung des Bereichsbeirates 
ermittelt und im Rettungsdienstbereichsplan festgelegt.

Für den Gesamtbestand an Rettungsmitteln sind die Einhal-
tung der Hilfsfrist, die Einsatzhäufigkeit und die Einsatzdauer
zugrunde zu legen. Die Einsatzhäufigkeit kann, zum Beispiel
durch unterschiedliches Verkehrsaufkommen, tageszeitlich
und/oder saisonal verschieden sein. Je nach Einsatzhäufig-
keit und -dauer werden die Rettungsmittel gebunden, so dass
sie dann für parallele Einsätze nicht mehr zur Verfügung stehen.

Je Rettungswache ist mindestens 1 Rettungstransportwagen
(RTW) vorzuhalten.

Auf den Rettungsfahrzeugen ist die Notrufnummer 112 anzubrin-
gen. Zusätzlich kann das Organisationszeichen des Durchführen-
den beziehungsweise Leistungserbringers auf den Rettungsfahr-
zeugen angebracht werden. Fremdwerbung ist nicht zulässig.

6.2 Bodengebundene Rettungsmittel

Als bodengebundene Rettungsfahrzeuge werden die nachfol-
genden Krankenkraftwagen eingesetzt:

- Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF) nach DIN 75079,

- Rettungstransportwagen (RTW) nach DIN EN 1789 Typ C,

- Krankentransportwagen (KTW) nach DIN EN 1789 Typ A 2,

- Intensivtransportwagen (ITW) nach  DIN EN 1789 Typ C mit
zusätzlicher intensivmedizinischer Ausstattung.

Das NEF ist ein Spezialfahrzeug (Personenkraftwagen bezie-
hungsweise davon abgeleiteter Kombi) für den Rettungs-
dienst, das zum Transport des Notarztes im Rendezvous-
System und der medizinisch-technischen Ausrüstung beson-
ders geeignet ist.

Der RTW dient der Erstversorgung von Notfallpatienten 
(Herstellen und Aufrechterhalten der Vitalfunktion vor und
während des Transportes).

Der KTW ist grundsätzlich nicht für den Transport von Notfallpatien-
ten bestimmt. Zum Zwecke eines effizienten Einsatzes bei
größeren Notfallereignissen im Sinne des § 17 ThürRettG müs-
sen die KTW über eine zweite Transportmöglichkeit verfügen. 

Der ITW ist grundsätzlich für den qualifizierten intensivmedizi-
nischen Interhospitaltransfer bestimmt. Die materielle Ausstat-
tung des ITW richtet sich nach jeweils geltender Normung.
Solange eine solche Normung nicht besteht, gilt die Empfeh-
lung nach den Nummern 4.1 und 4.2 der Anlage 4 zum Lan-
desrettungsdienstplan in der Fassung der Bekanntmachung
vom 4. Juni 2004 (ThürStAnz Nr. 26/2004 S. 1575 ff.) fort.

Für die rettungsdienstliche Bergrettung können unter ande-
rem folgende Rettungsmittel eingesetzt werden:

- geländegängiges Fahrzeug,

- Schlitten (zum Beispiel Akjas, Kanadierbretter), Motorschlitten,

- Gebirgstragen (mit Radsatz).

Für die rettungsdienstliche Wasserrettung können unter ande-
rem folgende Rettungsmittel eingesetzt werden:

- Fahrzeuge,

- Rettungsboote,

- Rettungsbretter,

- Rettungsringe,

- Rettungsgurte,

- Rettungstauchausrüstung,

- Eisrettungsgeräte.

6.3 Luftrettungsmittel

Für die Luftrettung werden folgende Luftfahrzeuge eingesetzt:

- Rettungstransporthubschrauber (RTH) nach DIN EN 13718
Teile 1 und 2, 

- Intensivtransporthubschrauber (ITH) nach DIN 13230 Teil 4,

- gegebenenfalls Ambulanzflächenflugzeuge.

Zur Durchführung der Luftrettung werden in Thüringen 3 RTH-
Standorte und 1 ITH-Standort vorgehalten:

Standort zuständige 
Zentrale Leitstelle

Nordhausen Südharz-Krankenhaus Nordhausen
(RTH) Nordhausen

Jena (RTH) Flugplatz Schöngleina 
bei Jena Jena

Suhl (RTH) SRH Zentralklinikum Suhl Suhl

Bad Berka (ITH) Zentralklinik Bad Berka Jena

Die Einsatz-/Versorgungsbereiche der RTH werden durch
Runderlass des Aufgabenträgers der Luftrettung festgelegt.
Der ITH ist entsprechend seinem Aufgabenbereich nicht an
einen Einsatz-/Versorgungsbereich gebunden.

6.4 Funkausrüstung

Die bodengebundenen Rettungsfahrzeuge und die Luftfahr-
zeuge sind jeweils mindestens mit folgender Funktechnik aus-
zustatten:

- 1 BOS-Fahrzeugfunkgerät im 4-m-Band,

- 1 Handsprechfunkgerät im 2-m-Band.

Bei Krankentransportwagen (KTW) besteht kein Bedarf an
Handsprechfunkgeräten im 2-m-Band.

Die Besatzung der bodengebundenen Rettungsfahrzeuge
und der Luftfahrzeuge ist mit der erforderlichen Anzahl von
Funkmeldeempfängern auszurüsten.

Der Einsatz von 4-m-Handsprechfunkgeräten in Rettungs-
fahrzeugen ist nur in Ausnahmefällen zulässig und bedarf der
Genehmigung durch das für das Rettungswesen zuständige
Ministerium.

Für die Berg- und Wasserrettungsmittel ist eine entsprechende
Funktechnik vorzusehen. 

6.5 Personelle Besetzung

Der Bedarf an Rettungsdienstpersonal ist nach der Vorhaltung
der Rettungsmittel einzustellen. Ausfallzeiten, Personalstruk-
tur und tarifliche Bestimmungen sowie notwendige Qualifizie-
rungsmaßnahmen sind dabei zu berücksichtigen.

Die bodengebundenen Rettungsfahrzeuge müssen im Einsatz
mit mindestens folgenden zwei geeigneten Personen besetzt
sein:

- Notarzteinsatzfahrzeug (NEF):
Fahrer: Rettungsassistent
Transportführer: Notarzt

- Rettungstransportwagen (RTW):
Fahrer: Rettungssanitäter
Transportführer: Rettungsassistent
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- Krankentransportwagen (KTW):
Fahrer: Rettungssanitäter
Transportführer: Rettungsassistent/-sanitäter

- Intensivtransportwagen (ITW):
Fahrer: Rettungsassistent mit 3-jähriger Berufs-

erfahrung und Nachweis einer Schulung
über die Besonderheiten intensivmedizini-
scher Transporte

Beifahrer: Rettungsassistent mit 3-jähriger Berufs-
erfahrung und Fortbildung in der Intensiv-
medizin oder Schwester/Pfleger mit inten-
sivmedizinischer Tätigkeit und 3-jähriger
Berufserfahrung im Rettungsdienst

Transportführer: notfall- und intensivmedizinisch erfahrener
Arzt mit der Qualifikation „Intensivtransport“
der Landesärztekammer Thüringen oder
eine vergleichbare, von der Landesärztekam-
mer Thüringen anerkannte Qualifikation

Die fliegerische Besatzung der Luftfahrzeuge entspricht dem
jeweiligen Hubschraubertyp. Darüber hinaus müssen sie im
Einsatz mit mindestens einem Notarzt und einem Rettungs-
assistenten besetzt sein.

Im Rettungsdienst dürfen nur solche Personen eingesetzt
werden, deren gesundheitliche Eignung durch eine ärztliche
Bescheinigung bestätigt wird.

7 Einsatzsteuerung

7.1 Grundsätze

Die Alarmierung der Einsatzkräfte sowie die Einsatzsteuerung
aller Rettungsmittel und Einheiten erfolgt ausschließlich durch
die jeweils zuständige Zentrale Leitstelle. Das trifft auch bei
Bedarf auf die Einsatzkräfte der „Notfallseelsorge/Kriseninter-
vention“ zu.

Die Zentrale Leitstelle entscheidet zunächst über Art und 
Anzahl der jeweils einzusetzenden Rettungsmittel und Einhei-
ten. Bei Nachforderungen von Kräften und Mitteln sind die 
Anforderungen des Einsatzleiters am Notfall- beziehungs-
weise Gefahren- oder Schadensort entscheidend.

Bei der Einsatzdisposition im Rettungsdienst wird nach medi-
zinisch abgestufter Dringlichkeit verfahren. Notfalleinsätze
haben gegenüber anderen Rettungsdiensteinsätzen Vorrang.
Hierzu ist grundsätzlich das dem Notfallort zeitlich nächst-
befindliche, geeignete Rettungsmittel einzusetzen. Dabei ist
die bereichsübergreifende Zusammenarbeit sicherzustellen 
(§ 11 Abs. 2 ThürRettG). Die Entscheidung, in welche für 
die weitere Versorgung geeignete und am schnellsten erreich-
bare Behandlungseinrichtung der Notfallpatient transpor-
tiert wird, trifft die Einsatzleitung am Notfallort beziehungs-
weise bei größeren Notfallereignissen im Sinne des § 17 Abs. 1
ThürRettG die rettungsdienstliche Einsatzleitung jeweils in
Abstimmung mit der zuständigen Zentralen Leitstelle.

Die Einsatzleitung am Notfallort hat der Notarzt, wenn dieser
nicht anwesend ist, der Transportführer des zuerst am Notfall-
ort eintreffenden Rettungsfahrzeugs. Der Notarzt ist in medizi-
nischen Fragen dem nichtärztlichen Rettungsdienstpersonal
gegenüber weisungsbefugt.

7.2 Indikationskatalog für den Notarzteinsatz

Die Dispositionsentscheidung zum Einsatz von Rettungsmit-
teln und zum Einsatz eines Notarztes erfolgt nach folgendem

Indikationskatalog für den Notarzteinsatz:

a) Patientenzustandsbezogene Indikationen

Bei Verdacht auf fehlende oder deutlich beeinträchtigte 
Vitalfunktion ist der Notarzt einzusetzen:

Funktionen Zustand Beispiel

Bewusstsein reagiert nicht auf SHT, Intrazerebrale
Ansprechen und Rütteln Blutung, Vergiftun-

gen, Koma

Atmung ausgeprägte oder zu- Asthmaanfall, 
nehmende Atemnot, Lungenoedem, 
Atemstillstand Aspiration

Herz/Kreislauf akuter Brustschmerz, Herzinfarkt, Angina
ausgeprägte oder zu- pectoris, Herz-
nehmende Kreislauf- rhythmusstörungen,
insuffizienz, Kreislauf- Hypertone Krise,
stillstand Schock

Sonstige schwere Verletzung, Thorax-/Bauch-
Schädigungen schwere Blutung, starke raum, SHT, größere
mit Wirkung akute Schmerzen, Amputationen, Ver-
auf die plötzliche Lähmungen brennungen, Frak-
Vitalfunktionen (halbseitig) turen mit deutlicher 

Fehlstellung, Pfäh-
lungsverletzungen, 
Vergiftungen

b) Notfallbezogene Indikationen:

- schwerer Verkehrsunfall mit Hinweis auf Personenschaden,

- Unfall mit Kindern,

- Brände/Rauchgasentwicklung mit Hinweis auf Perso-
nenbeteiligung,

- Explosions-, thermische oder chemische Unfälle, Strom-
unfälle mit Hinweis auf Personenbeteiligung,

- Wasserunfälle, Ertrinkungsunfälle, Eiseinbruch,

- Maschinenunfall mit Einklemmung,

- Verschüttung,

- drohender Suizid,

- Sturz aus Höhe (> 3 m),

- Schuss-/Stich-/Hiebverletzungen im Kopf-, Hals- oder
Rumpfbereich,

- Geiselnahme und sonstige Verbrechen mit unmittelbarer
Gefahr für Menschenleben,

- unmittelbar einsetzende oder stattgefundene Geburt,

- Vergiftungen.

7.3 Einsatz von Luftrettungsmitteln

Bei dem Einsatz der Luftfahrzeuge sind die Vorgaben des
ThürRettG und der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften einzu-
halten.

a) Primäreinsätze/-transporte

Bei der Dispositionsentscheidung zum Einsatz von Rettungs-
transporthubschraubern (RTH) ist wie folgt zu verfahren:

RTH sind einzusetzen, wenn die Indikation für den Einsatz
eines Notarztes nach dem Indikationskatalog (vgl. Nr. 7.2)
vorliegt und 

- dabei abzusehen ist, dass die Notwendigkeit einer
schnellen Heranführung des Notarztes an den Notfallort
zur Durchführung lebensrettender Maßnahmen und zur
Herstellung der Transportfähigkeit des Patienten mit dem
jeweils geeigneten Transportmittel besteht oder

- schon bei der Lagebeurteilung in der Zentralen Leitstelle
erkennbar ist, dass Verletzungen oder Erkrankungen vor-
liegen, die den Transport des Patienten mit einem RTH
erforderlich machen.

Der Einsatz und die Steuerung von RTH erfolgt durch die
Zentrale Leitstelle, in deren Zuständigkeitsbereich der RTH
stationiert ist. In allen Fällen, in denen der Einsatz eines
RTH ein anderes Rettungsmittel ergänzen kann und dies
nach Einschätzung durch den Leitstellendisponenten zu
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einer erheblichen Verbesserung der Chancen für den Not-
fallpatienten führen könnte, ist der RTH, der am schnells-
ten am Notfallort sein kann, einzusetzen.

b) Sekundäreinsätze/-transporte

Die Dispositionsentscheidung für Sekundäreinsätze/-trans-
porte von RTH und für Einsätze des Intensivtransporthub-
schraubers (ITH) erfolgt durch die Zentrale Leitstelle Jena.

Über den Einsatz des Intensivtransporthubschraubers
(ITH) oder des Intensivtransportwagens (ITW) soll das 
abgebende Krankenhaus beziehungsweise der abgebende
Arzt entscheiden. In der Regel sollte der Einsatz des ITW
erfolgen. Der ITH ist dann einzusetzen, wenn aus medizi-
nischen Gründen eine schnellstmögliche Verlegung des 
Intensivpatienten notwendig ist, lange Strecken zurückge-
legt werden müssen oder aus anderen Gründen der Ein-
satz des ITW nicht vertretbar ist.

8 Rettungsdienstliche Versorgung in besonderen Fällen

8.1 Grundsätze

Zur rettungsdienstlichen Versorgung bei größeren Notfall-
ereignissen unterhalb der Katastrophenschwelle mit mehreren
Verletzten oder Erkrankten, bei denen die Tätigkeiten des 
eingesetzten Personals koordiniert werden müssen (§ 17 
Abs. 1 ThürRettG), ist die unverzügliche und zusätzliche 
Bereitstellung von Kräften und Mitteln des Rettungsdienstes
und gegebenenfalls von zusätzlichen Kräften sicherzustellen.
In den Rettungsdienstbereichen, aus denen Kräfte und Mittel
des Rettungsdienstes abgezogen werden, ist eine Notversor-
gung sicherzustellen.

Größere Notfallereignisse im Sinne des § 17 Abs. 1 ThürRettG sind

a) Ereignisse mit einer größeren Anzahl von Verletzten, Erkrank-
ten sowie anderen Geschädigten oder Betroffenen, die unver-
züglich Maßnahmen der Notfallrettung erfordern und mit
der vorhandenen und einsetzbaren Vorhaltung des Ret-
tungsdienstes aus dem Rettungsdienstbereich versorgt
werden können (Massenanfälle von Verletzten – MANV),

b) Ereignisse mit einer so großen Anzahl von Verletzten oder
Erkrankten, die mit der vorhandenen und einsetzbaren Vor-
haltung des Rettungsdienstes aus dem Rettungsdienstbe-
reich nicht bewältigt werden können (Großschadensereig-
nisse). 

Zur Vorbereitung auf die Bewältigung von größeren Notfall-
ereignissen hat der Aufgabenträger des bodengebundenen
Rettungsdienstes einen Maßnahmeplan zu erarbeiten. Dieser
ist dem Rettungsdienstbereichsplan als Anlage beizufügen. 

Der Maßnahmeplan enthält mindestens

1. Alarmpläne für die Alarmierung des dienstfreien Einsatz-
personals sowie sonstiger geeigneter Personen, die sich
freiwillig zur Verfügung stellen,

2. Vereinbarungen über Art und Umfang der Hilfeleistungen
benachbarter Rettungsdienstbereiche einschließlich ent-
sprechender Alarm- und Einsatzpläne,

3. Grundsätze der Dienstplanerstellung (einschließlich etwai-
ger Schichtdiensteinteilung) für die Leitenden Notärzte
(LNA) und die Organisatorischen Leiter (OrgL),

4. eine Auflistung geeigneter Behandlungseinrichtungen, ein-
schließlich der Möglichkeiten der zusätzlichen Bereitstel-
lung von Aufnahme- und Behandlungskapazitäten und der
damit zusammenhängenden Einsatzpläne,

5. eine Erfassung der ständig verfügbaren Arzneimittel und
Sanitätsmaterialien in Apotheken, pharmazeutischen
Großhandlungen, Krankenhäusern und anderen Einrich-
tungen sowie

6. eine Auflistung der Einheiten und Einrichtungen des Kata-
strophenschutzes, der Bundeswehr, der Bundespolizei,
der werksärztlichen Dienste und des Technischen Hilfs-

werkes aus dem Rettungsdienstbereich und gegebenen-
falls aus anderen Rettungsdienstbereichen.

8.2 Aufgaben der Zentralen Leitstelle

Die Zentrale Leitstelle, in deren Zuständigkeitsbereich ein grö-
ßeres Notfallereignis eingetreten ist, führt die Alarmie-
rung der rettungsdienstlichen Einsatzleitung nach § 17 Abs. 1
ThürRettG durch. 

8.3 Einsatzleitung

Bei einem größeren Notfallereignis ist aufgrund der Anzahl der
Verletzten oder Erkrankten davon auszugehen, dass eine über
das gewöhnliche Einsatzgeschehen hinausgehende beson-
dere Vorgehensweise im Bereich des Rettungsdienstes erfor-
derlich ist. Zur Bewältigung dieser Aufgaben ist eine rettungs-
dienstliche Abschnittsleitung zu bilden, die den Einsatz aller
Kräfte, die für die Bewältigung der rettungsdienstlichen Auf-
gaben zur Verfügung stehen, leitet und koordiniert.

Bei einem gemeinsamen Einsatz von Einsatzkräften des
Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe, des Rettungsdienstes
oder des Katastrophenschutzes ist eine technische Einsatzlei-
tung nach Nummer 3.2.2.2 der Feuerwehr-Dienstvorschrift
100 (Führung und Leitung im Einsatz) zu bilden. Die Einsatz-
leitung hat in der Regel der Einsatzleiter der Feuerwehr. Die
Kräfte des Rettungsdienstes bilden in der Regel einen eigenen
Einsatzabschnitt. Der Einsatzleitung soll ein Fachberater für
rettungsdienstliche Fragen angehören.

8.4 Leitender Notarzt (LNA)

Der LNA leitet den rettungsdienstlichen Einsatz. Er hat alle
medizinischen Maßnahmen am Notfallort zu leiten, zu koordi-
nieren und zu überwachen. Hierzu muss er die Lage aus medi-
zinischer Sicht feststellen und beurteilen sowie den Schwer-
punkt und die Art des medizinischen Einsatzes festlegen.

Der LNA arbeitet eng mit den weiteren am Notfall- bezie-
hungsweise Gefahren- oder Schadensort tätigen Einsatzkräf-
ten, insbesondere der Feuerwehr und der Polizei, zusammen. 

Er ist weisungsberechtigt gegenüber

- allen eingesetzten Ärzten (fachlich und organisatorisch),

- dem Rettungsdienstpersonal,

- den zur rettungsdienstlichen Versorgung eingesetzten Ein-
heiten des Katastrophenschutzes,

solange sie am Notfall- beziehungsweise Gefahren- oder
Schadensort tätig sind. 

Die Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
bestellen in Abstimmung mit den unteren Katastrophen-
schutzbehörden und unter Beteiligung der Kassenärztlichen
Vereinigung Thüringen die LNA, die zur Sicherstellung des ret-
tungsdienstlichen Einsatzes notwendig sind. 

Voraussetzung für eine Tätigkeit als LNA ist der Nachweis der
Fachkunde „Leitender Notarzt“ der Landesärztekammer Thü-
ringen oder eine vergleichbare, von der Landesärztekammer
Thüringen anerkannte Qualifikation.

Der LNA ist vom Aufgabenträger des bodengebundenen Ret-
tungsdienstes entsprechend auszurüsten. Zu ihrer eindeuti-
gen Kennzeichnung am Notfallort werden die LNA landes-
einheitlich mit Warnwesten mit entsprechender farblicher 
Gestaltung und Aufschrift ausgerüstet. Für die Kommunika-
tion am Notfallort ist ein Handsprechfunkgerät im 2-m-Band
vorzusehen.

8.5 Organisatorischer Leiter (OrgL)

Der OrgL ist in Abstimmung mit dem LNA zuständig und ver-
antwortlich für die gesamte organisatorische Abwicklung des
rettungsdienstlichen Einsatzes. Er muss die Lage aus tak-
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tisch-organisatorischer Sicht feststellen und beurteilen. Aus
der Beurteilung des vorhandenen Einsatzpotentials und der
Örtlichkeit folgt in Abstimmung mit der Einsatzleitung am 
Gefahren- oder Schadensort die Entscheidung, in welchem
Umfang welche Unterstützung angefordert werden muss und
wo die Standorte zur rettungsdienstlichen Versorgung festge-
legt werden.

Der OrgL ist dem LNA direkt unterstellt und besitzt Weisungs-
rechte gegenüber dem Rettungsdienst- und Sanitätspersonal.

Die Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
bestellen in Abstimmung mit den unteren Katastrophen-
schutzbehörden und unter Beteiligung der privaten Hilfsorga-
nisationen und weiterer Leistungserbringer im Rettungsdienst
die OrgL, die zur Sicherstellung des rettungsdienstlichen Ein-
satzes notwendig sind. 

Der OrgL ist vom Aufgabenträger des bodengebundenen Ret-
tungsdienstes entsprechend auszurüsten. Zu ihrer eindeuti-
gen Kennzeichnung am Notfallort werden die OrgL landesein-
heitlich mit Warnwesten mit entsprechender farblicher
Gestaltung und Aufschrift ausgerüstet. Für die Kommunika-
tion am Notfallort ist ein Handsprechfunkgerät im 2-m-Band
vorzusehen.

9 Einsatzdokumentation

9.1 Grundsätze

Form und Inhalt der Einsatzdokumentation dienen als statisti-
sche Grundlage der Bedarfsplanung und der kontinuierlichen
Effizienz- und Qualitätskontrolle des Einsatzgeschehens.

Für jeden Rettungsdiensteinsatz müssen mindestens folgende
Daten erfasst werden:
- Auftragsnummer der zuständigen Zentralen Leitstelle,
- ausführende Rettungswache,
- ausführendes Fahrzeug (Fahrzeug-Nummer oder Zulas-

sungsnummer),
- Fahrzeugart (NEF, RTW, KTW),
- Art des Einsatzes (Notfallrettung oder Krankentransport),
- Anzahl der beförderten Patienten,
- Datum des Einsatzes,
- Einsatzort,
- Uhrzeit Einsatzbeginn,
- an Einsatzort,
- ab Einsatzort,
- Uhrzeit Einsatzende,
- Datum des Einsatzendes (bei mehrtägigen Fernfahrten),
- Zielort,
- Anzahl gefahrener Kilometer,
- Fahrzeit,
- Fahrentfernung,
- medizinische Daten nach dem Einsatzprotokoll für die Not-

fallrettung.

9.2 Zentrale Leitstellen

Zur Erfüllung der bestehenden Nachweispflicht sowie zur 
Bereitstellung aussagefähiger Betriebsdaten führt die Zentrale
Leitstelle eine Ton- und eine Schriftdokumentation. Notruf-
abfrage und Einsatzablauf müssen nach inhaltlichen, zeit-
lichen und räumlichen Kriterien vollständig erfasst sein.

Die Zentrale Leitstelle muss über eine Langzeitdokumenta-
tionsanlage verfügen, die alle über Funk oder Telefon ankom-
menden und abgehenden Gespräche auf Tonträger mit Uhr-
zeit aufzeichnet. Belange des Datenschutzes sind dabei zu
gewährleisten. Die Aufbewahrungsfrist für die Tonträgerauf-
zeichnungen beträgt 6 Monate; sie sind danach zu löschen,
soweit nicht tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass sie noch als Beweismittel benötigt werden (§ 30
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 ThürRettG). Jeder zentrale Leitstel-
lenplatz muss darüber hinaus über eine Kurzzeitdokumenta-
tionsanlage verfügen.

Zur schriftlichen Dokumentation ist ein Einsatztagebuch
(Nachweisbuch) zu führen, in dem alle Meldungen und Hilfeer-
suchen sowie die die Einsatzentscheidung tragenden Maß-
nahmen und Daten dokumentiert werden. Die Aufbewah-
rungsfrist für die Nachweisbücher beträgt 10 Jahre. Bei
rechnergestützter Einsatzsteuerung (Leitstellenrechner) gelten
die Grundsätze der schriftlichen Dokumentation entspre-
chend.

Die Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
erfassen die Anzahl, Dauer und Tageszeit der durch die Zen-
trale Leitstellen vermittelten Einsätze

- im Rettungsdienst,

- im Brandschutz,

- in der Allgemeinen Hilfe,

- im Katastrophenschutz,

- in sonstigen Fällen (§ 14 Abs. 2 Satz 3 ThürRettG)

sowie die sämtlichen Kosten der Zentralen Leitstellen.

9.3 Notfallrettung

Die Einsätze in der Notfallrettung werden schriftlich oder 
mobilelektronisch im Einsatzprotokoll für die Notfallrettung
(Anlage 1) dokumentiert.

Das Einsatzprotokoll für die Notfallrettung besteht aus dem
Original und 3 Kopien. Es wird in der Regel vom behandelnden
Notarzt erstellt. In den Fällen, in denen der Notarzt nicht zum
Einsatz kommt, hat der Durchführende das Protokoll zu fertigen.

Das Original ist der für die Weiterbehandlung des Notfall-
patienten bestimmten Einrichtung zu übergeben. Die erste
Kopie erhält der behandelnde Notarzt zur notärztlichen Doku-
mentation; kommt er nicht zum Einsatz, verbleibt die Kopie
beim Durchführenden. Die zweite Kopie erhält der Ärztliche
Leiter Rettungsdienst für Zwecke der Qualitätssicherung. Die
dritte Kopie mit den ausschließlich für die Abrechnung erfor-
derlichen Daten erhält derjenige, der im jeweiligen Rettungs-
dienstbereich zur Abrechnung des Einsatzes gegenüber den
Kostenträgern berechtigt ist (Aufgabenträger des boden-
gebundenen Rettungsdienstes oder Durchführender). Die
Aufbewahrungsfrist für die Kopien des Einsatzprotokolls für
die Notfallrettung beträgt 10 Jahre.

Für alle Notfallrettungseinsätze, bei denen die Hilfsfrist (Nr. 3.2)
überschritten wurde, hat der Aufgabenträger des boden-
gebundenen Rettungsdienstes einen Kurzbericht zu fertigen,
aus dem sich die Ursachen der Hilfsfristüberschreitungen 
(getrennt nach Überschreitungen der Alarmierungs-, Ausrücke-
und/oder Fahrzeit) feststellen lassen. Die Auswertungsergeb-
nisse und die daraufhin veranlassten Maßnahmen sind nach
der Zentralen Leitstelle und den Rettungswachen geordnet zu
dokumentieren. Sie sind bei der Auswertung der Rettungs-
diensteinsätze (Nr. 10.1) und bei der Fortschreibung des Ret-
tungsdienstbereichsplans (Nr. 10.3) zu berücksichtigen.

9.4 Krankentransport

Die Einsätze im Krankentransport werden schriftlich oder 
mobilelektronisch im Einsatzprotokoll für den Krankentrans-
port (Anlage 2) dokumentiert.

10 Maßnahmen zur Beschränkung der Gesamtvorhaltung auf
das Notwendige

10.1 Auswertung der Rettungsdiensteinsätze

Alle Einsätze im Rettungsdienst sind von den Aufgabenträ-
gern des bodengebundenen Rettungsdienstes mittels EDV-
gestützter Datenerfassung insbesondere unter dem Gesichts-
punkt der Einsatzfrequenz und der Einhaltung der Hilfsfrist
auszuwerten.

Der Zeitraum dieser Auswertung – ohne Einschaltung beson-
derer Organisationsprüfungsunternehmen – ist auf jeweils ein
Jahr anzusetzen. Die Auswertung ist fortlaufend zu wieder-
holen.
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Ziel der Auswertung ist die regelmäßige Überprüfung
- der Besetzung der Zentralen Leitstellen (§ 14 Abs. 4 ThürRettG),
- der Standorte und Einsatzbereiche der Rettungswachen 

(§ 12 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 ThürRettG),
- der Art und Anzahl der vorzuhaltenden Rettungsmittel für

jede Rettungswache einschließlich der Notarztsysteme (§ 12
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 ThürRettG),

- der personellen Besetzung und Ausstattung der Rettungs-
wachen (§ 12 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 ThürRettG).

Der Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes
hat das Auswertungs- und Überprüfungsergebnis jeweils 
spätestens drei Monate nach dem Ende des Auswertungszeit-
raumes mit dem Bereichs- und Dienstplan der Rechtsauf-
sichtsbehörde vorzulegen und das Überprüfungsergebnis
spätestens sechs Monate nach dem Ende der Überprüfung im
Rahmen einer weitestgehenden Ausnutzung der rechtlichen
Möglichkeiten umzusetzen.

Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen hat die Einsätze
der Notärzte regelmäßig auszuwerten und das Auswertungs-
ergebnis vierteljährlich der Rechtsaufsichtsbehörde insbeson-
dere mit folgenden Angaben vorzulegen:
- Anzahl der Ärzte mit Notarztqualifikation,
- Anzahl der im Rettungsdienst eingesetzten Notärzte sowie

deren Herkunft,
- Angaben über die geschlossenen öffentlich-rechtlichen Ver-

träge und getroffenen Regelungen über die Mitwirkung von
Notärzten,

- Angaben über Vereinbarungen mit benachbarten Aufgaben-
trägern des Rettungsdienstes oder sonstigen am Rettungs-
dienst Beteiligten zur grenzübergreifenden Aufgabenerfül-
lung, 

- Verteilung des Einsatzaufkommens und der Notarztver-
gütungen,

- Durchführung von qualitätssichernden Maßnahmen,
- Zusammenwirken mit den am Rettungsdienst Beteiligten.

10.2 Auswertung der Aufgabenerfüllung durch die Zentralen
Leitstellen

Die Zentrale Leitstelle hat spätestens vierteljährlich eine sta-
tistische Auswertung der Einsatzdokumentation (Nr. 9.2) zu 
erstellen und dem Aufgabenträger des bodengebundenen
Rettungsdienstes, dessen Rechtsaufsichtsbehörde, den Kos-
tenträgern sowie den Durchführenden beziehungsweise Leis-
tungserbringern zuzuleiten.

Die durch die Zentralen Leitstellen vermittelten Einsätze 
(Nr. 9.2) sind jährlich durch die Aufgabenträger des bodenge-
bundenen Rettungsdienstes der Rechtsaufsichtsbehörde vor-
zulegen und durch diese auszuwerten.

Ziel der Auswertung ist die regelmäßige Überprüfung der
Möglichkeiten einer verstärkten Zusammenarbeit der Auf-
gabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes beim
Betrieb gemeinsamer Zentraler Leitstellen unter dem 
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit.

10.3 Bedarfsplanung in den Rettungsdienstbereichen

Die Bedarfsplanung in den Rettungsdienstbereichen erfolgt
auf der Grundlage dieses Landesrettungsdienstplanes. Hierzu
stellt der Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungs-
dienstes einen Rettungsdienstbereichsplan auf.

Dieser soll insbesondere folgende Angaben enthalten:
- Standort der Zentralen Leitstelle,
- Anzahl und Standorte der Rettungswachen einschließlich

des Nachweises ihrer Erforderlichkeit (dabei sind die Aus-
wertungsergebnisse und die daraufhin veranlassten Maß-
nahmen im Falle von Hilfsfristüberschreitungen zu berück-
sichtigen – vgl. Nr. 9.3),

- Festlegung der Einsatzbereiche einer Rettungswache,
- Festlegung der Ausstattung der Rettungswachen mit Ret-

tungsmitteln unter Angabe des Rettungsmittel-Dienstplanes
(getrennt nach Mindest- und Gesamtvorhaltung),

- Festlegung der personellen Besetzung der Rettungswachen
(Nr. 5.2) einschließlich der jeweils notwendigen Qualifikati-
onsstufen,

- Angaben über die Durchführenden und Leistungserbringer,

- Festlegung der Einsatz- und Dispositionsstrategien,

- Angaben über die Notarztsysteme einschließlich ihrer Ver-
sorgungsbereiche,

- Angaben über Vereinbarungen mit benachbarten Aufgaben-
trägern des Rettungsdienstes zum bereichs- und grenzüber-
greifenden Rettungsdienst,

- Angaben über Vorkehrungen zur Bewältigung von größeren
Notfallereignissen unterhalb der Katastrophenschwelle
(Maßnahmeplan nach Nr. 8.1),

- Einsatzzeiten der Stationen von Berg-, Höhlen- und Wasser-
rettung.

Die im Rettungsdienstbereichsplan festgelegte Gesamtvor-
haltung ist regelmäßig auf Veränderungen zu überprüfen. Die
Prüfung und gegebenenfalls Fortschreibung dieses Planes
muss mindestens im Abstand von zwei Jahren erfolgen. 
Soweit sich innerhalb dieses Zeitraumes Veränderungen 
ergeben, ist der Bereichsbeirat anzuhören und der Rettungs-
dienstbereichsplan den Veränderungen anzupassen.

Der Rettungsdienstbereichsplan ist drei Monate vor dem geplan-
ten Erlass der Rechtsaufsichtsbehörde zur Prüfung vorzulegen.

11 Maßnahmen der Rechtsaufsicht

Die Einhaltung der Vorgaben des Landesrettungsdienstpla-
nes, insbesondere hinsichtlich der Auswertung der Berichte
und Statistiken sowie der Beschränkung der Gesamtvorhal-
tung auf das Notwendige, wird unter Berücksichtigung der
haushaltsrechtlichen Bestimmungen im Rahmen der Kommu-
nalaufsicht durch das Thüringer Landesverwaltungsamt 
gewährleistet. 

Die Rechtsaufsicht über die Kassenärztliche Vereinigung Thü-
ringen hinsichtlich der Sicherstellung der notärztlichen Versor-
gung führt das für Rettungswesen zuständige Ministerium,
sofern es die Rechtsaufsicht nicht durch Rechtsverordnung
dem Thüringer Landesverwaltungsamt übertragen hat.

Das Thüringer Landesverwaltungsamt berichtet dem für das
Rettungswesen zuständigen Ministerium spätestens zum 
1. Oktober eines Jahres über die von ihm getroffenen Auf-
sichtsmaßnahmen und deren Umsetzung.

12 Inkrafttreten

Der Landesrettungsdienstplan tritt am 2. Juli 2009 in Kraft.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Landesrettungsdienstplan kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe im Thüringer Staatsanzeiger Klage beim Verwal-
tungsgericht Weimar, Jenaer Straße 2 a, 99425 Weimar, schriftlich
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle die-
ses Gerichtes erhoben werden.

Erfurt, den 29.04.2009

Der Innenminister
Manfred Scherer

Innenministerium
Erfurt, 29.04.2009
Az.: 45-1-2282-16/2008
ThürStAnz Nr. 20/2009 S. 827 – 840

Es folgen Anlagen
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